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Die BAUINDUSTRIE fordert, die begonnene Auflösung des jahrzehntelangen Investitionsstaus in 

NRW konsequent fortzuführen, Investitionen zu verstetigen und Planungssicherheit für Wirtschaft 

und Öffentliche Hand zu schaffen. Wie verhindern Sie einen fatalen "NRW-Investitionsstau 2.0"? 

Wir wollen weiter günstige Rahmenbedingungen schaffen, damit die handelnden Akteure eigenständig 
den Transformationsprozess der Industrie gestalten können und über beste 
Wettbewerbsbedingungen verfügen. Ziel muss dabei sein, dass die Industrie umfassende Investitionen 
tätigen kann und mit ihren innovativen Produkten, Verfahren und Prozessen weltweiter Impulsgeber 
ist. Hierfür setzen wir auf gezielte Initiativen und Maßnahmen wie den Abbau überflüssiger 
bürokratischer Vorgaben und beschleunigte Genehmigungs- und Planungsverfahren. Darüber hinaus 
wollen wir die Voraussetzungen für ein verbessertes Fachkräfteangebot, insbesondere durch gezielte 
Einwanderung, und eine verlässliche und wettbewerbsfähige Energieversorgung schaffen. Wir wollen 
das Bauen weiter erleichtern und beschleunigen und den Wohnungsbau in allen Formen – 
freifinanziert, gefördert und selbstgenutzt – sowohl durch Neubau als auch durch Wohnraumschaffung 
im Bestand vorantreiben. 
 
 
Wie wollen Sie die Kommunen dabei unterstützen, technisch, finanziell und personell 

handlungsfähig zu bleiben, um die vor Ort nötigen Investitionen zu tätigen, Planungs- und 

Genehmigungsverfahren zu beschleunigen und bei der Digitalisierung von Abläufen oder der 

Einführung von BIM voranzukommen? 

Kommunen müssen in der Lage sein, aus eigener Kraft ihre Aufgaben zu bewältigen und Schwerpunkte 

zu setzen. Dafür sind vor Ort Spielräume und Entscheidungsfreiräume ebenso notwendig wie eine 

Verbesserung der Einkommensmöglichkeiten der Kommunen. Die Finanzbeziehungen zwischen 

Kommunen und Land werden wir weiter anpassen. Perspektivisch wollen wir den Finanzanteil der 

Kommunen an dem Einnahmeaufkommen des Landes (sogenannte Verbundmasse) von derzeit 23 

Prozent auf 25 Prozent erhöhen.  

Wir wollen landesseitig personelle Kapazitäten aufbauen, die durch einzelne Kommunen gezielt 

abgerufen werden können, wenn unvorhergesehene personelle Engpässe in Bauämtern vor Ort zu 

massiven Genehmigungsverzögerungen führen. Mit dieser unkomplizierten Task-Force sollen weder 

Doppelstrukturen aufgebaut noch Personal von den Kommunen abgezogen werden. Sie wird aber zum 

Erfahrungsaustausch zwischen den Kommunen und damit zu viel Beschleunigung beitragen. 

 

Wie können der Flaschenhals bezahlbares Bauland geweitet und Baugenehmigungsverfahren 

beschleunigt werden, um den Wohnungsbau in NRW einfacher, schneller und vor allem bezahlbar 

zu realisieren und wie lässt sich gleichzeitig die energetische Sanierungsquote im Bestand rasch und 

deutlich steigern? 

Wir wollen eine Offensive für mehr Bauland. Neben der Initiative Bau.Land.Leben und der 

Verdoppelung des Finanzrahmens für die kooperative Baulandentwicklung wollen wir landeseigene 

Flächen, wo immer möglich und sinnvoll, zusätzlich als Bauland mobilisieren.  

Wir brauchen schnellere Baugenehmigungen – durch Digitalisierung der Bauanträge, Verkürzung der 

Vollständigkeitsprüfung auf zehn Tage, mehr Wettbewerb zwischen den Kommunen. Durch konkrete 

Ziele für Genehmigungen für neuen Wohnraum wollen wir einen Anreiz für schnellere Verfahren 



schaffen. Durch durchgehend digitalisierte Prozesse – vom Bauantrag bis zur Weiterbearbeitung – 

wollen wir für eine zusätzliche Beschleunigung sorgen. 

Weiterhin wollen wir die Modernisierungsoffensive als Teil der Wohnraumförderung fortsetzen. Damit 

mobilisieren wir Investitionen in Wohnraum und in die generationengerechte und energetische 

Sanierung von Bestandsgebäuden. 

 

Was planen Sie im Hinblick auf den Ausbau und die Instandhaltung der Verkehrsinfrastruktur in 

NRW, wie können Investitionen verstetigt werden und welche Rolle spielen dabei Innovationen, 

partnerschaftliche Beschaffungsvarianten und funktionalen Ausschreibungen? 

Durch eine substanzielle Steigerung der Investitionen in das Landesstraßennetz haben wir einen 

Kurswechsel eingeleitet. Sowohl den Erhalt als auch den bedarfsgerechten Ausbau der 

Straßeninfrastruktur wollen wir weiter stärken, damit der Verkehr auf intakten Straßen fließen kann. 

Um die Verkehrsbelastungen durch Bautätigkeiten zu verringern, wollen wir die bereits 

unternommenen Anstrengungen zur Verbesserung des Baustellen-Managements weiterführen. 

Hierzu wollen wir insbesondere auch die Möglichkeiten der Digitalisierung noch viel stärker nutzen, 

um so das Tempo des Infrastrukturausbaus insgesamt zu erhöhen.  

Gemeinsam mit dem Bund wollen wir die Sanierung der Fernverkehrsinfrastruktur, insbesondere der 

Brückenbauwerke, voranbringen. Wir wollen die Planungs- und Genehmigungsverfahren weiter 

beschleunigen. Hierbei wollen wir gemeinsam mit dem Bund neue Wege gehen und zum Beispiel die 

Erfahrungen anderer schneller Brückenneubau-Vorhaben nutzen und beim Neubau der A45-Brücke 

erproben, um dieses Konzept dann landes- und bundesweit ausrollen zu können.  

 

Welche Bedeutung haben für Sie die konsequente Digitalisierung von Verwaltungsprozessen, die 

Einführung von digitalem Bauantrag und digitaler Bauakte und wie können diese flächendeckend 

und schneller erreicht bzw. eingeführt werden? 

Wir brauchen einen schlanken und agilen Staat, der, wenn es notwendig ist, schnell handeln kann. Es 
soll zukünftig für alle Verwaltungsangebote ein Digitalisierungs-Grundsatz gelten. Jeder Kontakt mit 
der Verwaltung soll auch digital möglich sein – wenn gewünscht, vom heimischen Sofa statt im 
Bürgerbüro. Wir wollen so ein Recht auf digitale Erledigung umsetzen. Rechtliche Hürden für eine 
elektronische Abwicklung von Verwaltungsdienstleistungen müssen systematisch weiter abgebaut 
werden. Die Vorgänge, die aus rechtlichen Gründen ein persönliches Erscheinen zwingend machen, 
wollen wir auf ein Minimum reduzieren Wir brauchen schnellere Baugenehmigungen – durch 
Digitalisierung der Bauanträge, Verkürzung der Vollständigkeitsprüfung auf zehn Tage, mehr 
Wettbewerb zwischen den Kommunen. Durch durchgehend digitalisierte Prozesse – vom Bauantrag 
bis zur Weiterbearbeitung – wollen wir für eine zusätzliche Beschleunigung sorgen. Wir wollen 
landesseitig personelle Kapazitäten aufbauen, die durch einzelne Kommunen gezielt abgerufen 
werden können, wenn unvorhergesehene personelle Engpässe in Bauämtern vor Ort zu massiven 
Genehmigungsverzögerungen führen.  
 

 

Das Building Information Modelling (BIM) hat sich bei Bauvorhaben der Öffentlichen Hand bislang 

noch nicht durchsetzen können. Wie wollen Sie erreichen, dass die Öffentliche Hand ihrer 

Vorbildfunktion in Zukunft besser nachkommen kann? 



Moderne Bautechnologien wie den 3D-Druck und BIM-Systeme haben wir in den letzten Jahren bereits 

stark gefördert und ausgebaut. In den nächsten Jahren wollen wir innovatives und nachhaltiges Bauen 

zusätzlich befördern. Wir wollen die Entwicklung und Nutzung neuer Baustoffe vorantreiben und 

zukunftsfähige Konzepte wie etwa „Cradle to Cradle“ nutzen. Dieses Verfahren wollen wir zukünftig 

auch für Bauprojekte des landeseigenen „Bau- und Liegenschaftsbetriebs“ anwenden. Weiterhin 

wollen wir für die Kommunen Handreichungen erarbeiten, damit auch sie das Konzept „Cradle to 

Cradle“ einfacher umsetzen können. 

 

Bei der bisherigen öffentlichen Auftragsvergabepraxis ist meist der Preis ausschlaggebendes 

Kriterium. Innovative, nachhaltige und klimafreundliche oder klimaangepasste Baustoffe und -

verfahren kommen dadurch oft nicht zum Einsatz, der Lebenszyklus wird nicht betrachtet. Wie 

wollen Sie dies ändern? 

Der stärkere Einsatz von recycelten und nachhaltigen Baustoffen bei der Vergabe öffentlicher Aufträge 

muss bei der Vollzugspraxis des neuen Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetzes konsequent umgesetzt 

werden. Dies werden wir evaluieren und, falls notwendig, im Austausch mit allen Beteiligten und den 

Verbänden Verbesserungen umsetzen.  

 

Wie wollen Sie die Akzeptanz für nachhaltige Baustoffe, wie z.B. Rezyklate und nachwachsende 

Rohstoffe, am Bau steigern, sind Quoten für Sie dabei eine Option und welche Rolle kann dabei die 

öffentliche Hand als Auftraggeber spielen? 

Um günstiger und ressourcenschonender bauen zu können, setzen wir auf neue Entwicklungen in der 
Baubranche. In den nächsten Jahren wollen wir innovatives und nachhaltiges Bauen zusätzlich 
befördern. Wir wollen die Entwicklung und Nutzung neuer Baustoffe vorantreiben und zukunftsfähige 
Konzepte wie etwa „Cradle to Cradle“ nutzen. Gleichzeitig erleben wir eine völlig neue Entwicklung bei 
den Baumaterialien. Wir wollen die Marktreifung von Innovationen in diesem Bereich vorantreiben 
mit passgenauen Förderprojekten und Möglichkeiten der verbesserten Erprobung, etwa durch eine 
bauordnungsrechtliche Experimentierklausel. 
 
In angespannten Wohnungsmärkten und Stadtteilen mit besonderen Herausforderungen sollen 
zudem Hochhäuser nach höchsten ökologischen und städtebaulichen Standards in innovativer 
Bauweise entwickelt werden.  
 
 


